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Empfehlungen der Kommunalen Landesverbände zum Interkommunalen Kosten-
ausgleich nach § 8a Kindertagesbetreuungsgesetz           
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
die Neuregelung des Interkommunalen Kostenausgleichs in § 8a KiTaG bei der Betreuung 
auswärtiger Kinder ist ein wesentlicher Bestandteil des Gesetzes zur Änderung der Kin-
dertagesbetreuungsgesetzes. 
 
Bei der Aufnahme auswärtiger Kinder hat anstelle der Einrichtung künftig die Standortge-
meinde einen Kostenausgleichsanspruch gegenüber der Wohnortgemeinde, soweit die 
Einrichtung in die Bedarfsplanung der Standortgemeinde aufgenommen wurde. Anstelle 
der von den Kommunalen Landesverbänden geforderten klaren Festbeträge sieht das 
Gesetz einen Kostenausgleich von 75 % (Betreuung von Kleinkindern) bzw. 63 % 
(Betreuung von Kindern vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt) der auf 
das auswärtige Kind entfallenden Betriebskosten abzüglich der FAG-Zuweisung im Vor-
jahr vor. Begründet wurde dies mit der Zielsetzung, den Kostenausgleich möglichst nahe 
an dem im jeweiligen Einzelfall für die Betreuung des auswärtigen Kindes entstehenden 
Kosten auszurichten, um die Bereitschaft der Standortgemeinden zur Aufnahme auswärti-
ger Kinder zu erhöhen. Paragraph 8a Abs. 6 KiTaG ermöglicht den Gemeinden, abwei-
chende Regelungen zu vereinbaren und sich dabei insbesondere auf pauschale Aus-
gleichsbeträge zu einigen, die in gemeinsamen Empfehlungen des Städtetags Baden-
Württemberg und Gemeindetags Baden-Württemberg festgelegt sind. Städtetag und Ge-
meindetag Baden-Württemberg hatten in ihren Stellungnahmen zum Gesetzentwurf eine 
Spitzabrechnung abgelehnt, weil diese einen hohen Abstimmungs- und Verwaltungsauf-
wand verursacht und ein neues Konfliktpotenzial schafft. 
  
Städtetag und Gemeindetag Baden-Württemberg wollen deshalb mit den beigefügten ge-
meinsamen Empfehlungen zum Interkommunalen Kostenausgleich die Basis für eine ein-
heitliche Umsetzung schaffen. 
 
Der Vorstand des Städtetags hat den Empfehlungen am 9. März 2009 zugestimmt, der 
Landesvorstand des Gemeindetags am 18.03.2009. 
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Wir empfehlen den Mitgliedstädten, auf dieser Grundlage zu verfahren. 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
gez.  
 
Stefan Gläser  
Oberbürgermeister a. D. 
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